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Wetter

Harry Stokowski (Wolfgang
Stumph) will sein restliches
Leben auf einer einsamen In-
sel verbringen. Dort trifft er
auf Susan Bennett (Katrin
Sass). Das Erste, 20.15 Uhr

Komödie:
Harrys Insel

Bester November seit 1991:
Die Zahl der Arbeitslosen in
Deutschland ist im November
im Vergleich zum Vormonat
um 20000 auf 2,368 Millio-
nen gesunken.

Arbeitslosenzahl
auf Rekordtief

Ausführlich:

Freitag Sonnabend Sonntag

Nur kurz kommt heute bei
uns mal die Sonne durch.

4° 4° 6°

Viele Wolken,
nur wenig Regen

Arbeitsmarkt

TV-Tipp

Lokales

Mein Geld /Lokales

BRÜSSEL. Das Europaparlament
könnte demnächst die geplante
Zulassung von Phosphaten in
Döner-Fleisch verhindern. Das
Parlamentsplenum werde in der
Woche ab dem 11. Dezember
über einen entsprechenden Vor-
schlag der EU-Kommission ab-
stimmen, teilte die Volksvertre-
tung am Donnerstag mit. Im Um-
weltausschuss des Europaparla-
ments hatten sich zuvor Sozialis-
ten, Grüne und Liberale gegen ei-
ne Änderung ausgesprochen.
Der Zusatz von Phosphaten in

verarbeitetem Fleisch ist dem Eu-

ropaparlament zufolge in der EU
derzeit nicht grundsätzlich er-
laubt. Aufgrund von Regulie-
rungslücken und Ausnahmen
werden sie allerdings genutzt, um
das Austrocknen des Fleisches zu
verhindern und den Geschmack
länger zu erhalten.
Der Umweltausschuss verwies

nun darauf, dass es Studien zufol-
ge Gesundheitsbedenken beim
Einsatz von Phosphaten in Nah-
rungsmitteln gebe.
Die EU-Kommission hatte im

September vorgeschlagen, die Zu-
sätze einheitlich zu erlauben. Da-

rüber müssen nun die EU-Staaten
befinden. Das Europaparlament
kann allerdings mit absoluter
Mehrheit ein Veto gegen die Än-
derungen einlegen. Sollte dies ge-
schehen, würde sich an der beste-
henden Gesetzeslage zunächst
nichts ändern. Die EU-Kommis-
sion könnte gegebenenfalls neue
Änderungen vorschlagen, die
neuerdings geprüft werden müss-
ten. „An der bestehenden Rechts-
lage in Europa und Deutschland
ändert sich erst einmal gar
nichts“, sagte die Europaabgeord-
nete Susanne Melior (SPD). (dpa)

Europaparlament will sich mit Phosphaten in den Fleischspießen beschäftigen

Da ist ein Dönerwetter nötig …

Elbe-Fähre:
Politik will
neuen Anlauf

Sie geben die Hoffnung
nicht auf: Nach der er-

neuten Pleite der Elb-Link-
Fährgesellschaft halten die
Fraktionen von CDU, SPD
und Grünen in Cuxhaven an
dem Plan fest, eine wirt-
schaftlich tragbare Fährver-
bindung zwischen Cuxhaven
und Brunsbüttel zu verwirk-
lichen. Die Idee ist, dass die
öffentliche Hand eine Ge-
sellschaft gründet, die Schif-
fe bauen lässt oder kauft
und diese an einen Fährbe-
treiber vermietet. Der
Stadtrat Cuxhaven befasst
sich nächste Woche mit ei-
nem entsprechenden An-
trag. Das Bild zeigt das Elb-
Link-Schiff „Anne-Marie“
am Anleger Steubenhöft. Es
hatte den Betrieb im Okto-
ber eingestellt. (fw)

Foto: CN-Archiv / Lokales

Wurmberg unter weißem Dauerbeschuss
Im Harz rieselt der Kunstschnee. Die Wurmberg-Seilbahngesellschaft
hat in der Nacht zu Donnerstag damit begonnen, das am höchsten gele-
gene Skigebiet des Mittelgebirges zu beschneien. Bei Temperaturen um
minus fünf Grad sei es jetzt kalt genug, um die Schneekanonen auf dem
971 Meter hohen Wurmberg voraussichtlich bis zum Wochenende rund
um die Uhr laufen zu lassen. Foto Pförtner/dpa

Der Reformationstag als gesetzli-
cher Feiertag könne den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt und
die Kultur im Land stärken, sagte
Meister vor der evangelischen
Landessynode in Hannover: „Ich
fordere alle Kirchenglieder auf,
sich dieser Initiative anzuschlie-
ßen.“ Die übervollen Gottes-
dienste zum 500. Reformationsju-
biläum am 31. Oktober dieses
Jahres hätten gezeigt, dass der Re-
formationstag als Feiertag breit in
der Gesellschaft verankert sein
könne.
Hintergrund der Bemühungen

um einen weiteren gesetzlichen
Feiertag im Norden ist, dass es in
den Ländern Niedersachsen,
Hamburg, Bremen und Schles-
wig-Holstein nur neun gesetzli-
che Feiertage gibt, in anderen

Ländern wie Bayern hingegen bis
zu 13.
In Niedersachsen war der zu-

sätzliche Feiertag ein großes The-
ma im Wahlkampf. Nach der
schnellen Einigung auf eine SPD-
geführte Große Koalition mit der

CDU bekommen beide Parteien
offenbar Angst vor der eigenen
Courage. Das Thema Feiertag
steht nicht weit oben auf der Auf-
gabenliste: Im für das Feiertagsge-
setz zuständigen Innenministeri-
um gibt es noch keine Anstalten
für eine Gesetzesänderung. In der
Staatskanzlei von SPD-Minister-
präsident Stephan Weil ist der zu-
sätzlich geplante Tag derzeit kein
Thema, und auch CDU-Wirt-
schaftsminister Bernd Althus-
mann tritt deutlich auf die Brem-
se: Der Minister wolle in „naher
Zukunft“ mit Kirchen und Wirt-
schaft darüber reden, „ob und
welcher Feiertag kommen kann“,
sagte ein Ministeriumssprecher.

Grundsätzlich stehe Althusmann
„dem Reformationstag positiv ge-
genüber“, aber er erkenne auch
die Bedenken der niedersächsi-
schen Wirtschaft an. Die ist dage-
gen. Die Unternehmensverbände
Niedersachsen (UVN) rechnen
mit einem Verlust von Wirt-
schaftsleistung in Höhe von einer
Milliarde Euro, wenn die Arbeit
nicht an anderen Tagen nachge-
holt werde.
Ob es der Reformationstag

wird, für den sich zahlreiche Poli-
tiker ausgesprochen haben, oder
ein anderer Tag als Feiertag be-
gangen werden soll, ist noch un-
klar. Die katholische Kirche sieht
das Datum kritisch. So kritisierte
Hamburgs Erzbischof Stefan He-
ße, das Datum markiere die Spal-
tung der Christen vor allem in
Deutschland. „Als katholischer
Theologe frage ich, ob dies die
Zeichen der Zeit sind, die wir als
Christen erkennen sollen“, sagte
er der Katholischen Nachrichten-
Agentur KNA.
Einig sind sich die Länderver-

treter aber, dass ein zusätzlicher
Feiertag, wenn überhaupt, in al-
len Nordländern und zwar auch
als ein einheitlicher Feiertag ein-
geführt werden soll. (wil/klw/epd)

Für Niedersachsens Landesregierung hat das Thema keine Priorität – Landesbischof für Reformationstag

HANNOVER/HAMBURG. Der hannoversche Landesbischof Ralf Meister
ruft die Kirchenmitglieder auf, sich für den Reformationstag als zusätz-
lichen gesetzlichen Feiertag einzusetzen. Auch in der Politik wächst
die Offenheit gegenüber einem weiteren Feiertag. Allerdings rudern
die Spitzen der rot-schwarzen Landesregierung in Hannover schon
wieder zurück. Ob es deshalb in Niedersachsen bereits wie angedacht
in 2018 einen weiteren Feiertag gibt, erscheint zweifelhaft. In den
anderen Nordländern herrscht hingegen breitere Übereinstimmung.

Darf’s ein Feiertag mehr sein?

Ein zusätzlicher Feiertag klingt reizvoll.
Soll es der Reformationstag sein oder ein anderer Tag?

Sagen Sie uns die Meinung

REFORMATIONSTAG
01379/88 40 15 01

EIN ANDERER TAG
01379/88 40 15 02
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